
Ergänzende Bedingungen der Gemeindewerke der Gemeinde Laer 
zu der „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) vom 20. Juni 1980.

  
I. Vertragsschluss 

1. Die Gemeindewerke der Gemeinde Laer (im Folgenden abgekürzt Gemeindewerke genannt) schließt 

den Versorgungsvertrag mit dem Eigentümer des anzuschließenden Grundstückes ab. In besonderen 
Ausnahmefällen kann der Vertrag auch mit dem Nutzungsberechtigten, z. B. Mieter, Pächter, 
Erbbauberechtigten, Nießbraucher abgeschlossen werden. 
2. Tritt an die Stelle eines Hauseigentümers eine Gemeinschaft von Wohnungseigentümern (WEG) im 
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes vom 15.03.1951, so wird der Versorgungsvertrag mit der WEG 
abgeschlossen. Die WEG verpflichtet sich, den Verwalter oder eine andere Person zu bevollmächtigen, 
alle Rechtsgeschäfte, die sich aus dem Versorgungsvertrag ergeben, mit Wirkung für und gegen die WEG 
mit den Gemeindewerken abzuschließen. Wird ein Vertreter nicht benannt, so sind die an einen 
Wohnungseigentümer abgegebenen Erklärungen der Gemeindewerke auch für die übrigen Eigentümer 
rechtswirksam.  
3. Steht das Eigentum an dem versorgten Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich zu 
(Gesamthandeigentum und Miteigentum nach Bruchteilen), gilt Ziffer I.2. entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die Eigentümer als Gesamtschuldner haften. 

II. Antrag auf Wasserversorgung 
Die Aufnahme der Wasserversorgung ist unter Verwendung des zur Verfügung gestellten 
Auftragsformulars der Gemeindewerke zu beantragen. 

III. Baukostenzuschuss 
1. Der Anschlussnehmer zahlt den Gemeindewerken bei Anschluss an das Leitungsnetz einen Zuschuss 
zu den Kosten der örtlichen Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss) zur Abdeckung von 70 % der nach § 
9 Abs. 1 Satz 1 AVBWasserV ansatzfähigen anteiligen Kosten für die Erstellung und die Verstärkung von 
der örtlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen. 
2. Die örtlichen Verteilungsanlagen sind insbesondere die der Erschließung des Versorgungsbereiches 
dienenden Hauptleitungen, Versorgungsleitungen, Behälter, Druckerhöhungsanlagen und zugehörige 
Einrichtungen. 
3. Der Baukostenzuschuss beträgt bei einer Straßenfrontlänge des Grundstücks bis 20 m 420,00 € netto 
(449,40 € brutto). Bei einer Überschreitung der Frontlänge des Grundstücks von 20 m wird zusätzlich für 

jeden weiteren Meter 21,00 € netto (22,47 € brutto) berechnet. Liegt ein Grundstück als Eckgrundstück 
oder sonst an mehreren Straßen, so gilt als Straßenfrontlänge die Hälfte aller mit Versorgungsleitungen 
versehenen Straßen, an denen das Grundstück liegt. 
4. Der Baukostenzuschuss wird zwei Wochen nach Annahme des Angebotes oder, falls die erforderlichen 
Verteilungsanlagen später fertig werden, zu diesem Zeitpunkt, spätestens jedoch bei Fertigstellung des 
Hausanschlusses zugleich mit den Hausanschlusskosten fällig. 
5. Von der Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Hausanschlusskosten kann die 
Inbetriebsetzung der Kundenanlage abhängig gemacht werden. 

IV. Hausanschluss 
1. Jedes Grundstück oder jedes Haus muss einen eigenen Anschluss an die Versorgungsleitung haben.  
Als Grundstück gilt ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, soweit keine berechtigten Interessen 
des Anschlussnehmers entgegenstehen. 

2. Der Abnehmer erstattet den Gemeindewerken die Kosten für die Erstellung des Hausanschlusses. 
Ferner erstattet der Anschlussnehmer die den Gemeindewerken entstehenden Kosten für Veränderungen 
des Hausanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung seiner Anlage erforderlich oder aus 
anderen Gründen von ihm veranlasst werden, in tatsächlicher Höhe. 

V. Inbetriebsetzung 
Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage erfolgt durch die Gemeindewerke bzw. durch dessen 
Beauftragten. Die Kosten hierfür werden dem Kunden pauschal mit 72,20 € netto (77,25 € brutto) in 
Rechnung gestellt. 

VI. Verlegung von Messeinrichtungen 
Verlegungskosten nach § 18 Abs. 2 sind nach dem tatsächlichen Aufwand zu erstatten. 

VII. Nachprüfen von Messeinrichtungen 
Die Kosten der Nachprüfung von Messeinrichtungen sind gem. § 19 Abs. 2 nach dem tatsächlichen 
Aufwand zu erstatten. 

VIII. Zahlungsverzug; Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung 
Die Kosten aus Zahlungsverzug und aus der erforderlich werdenden Einstellung der Versorgung sind mit 
folgenden Pauschalen zu bezahlen: 
(1) Mahnung 3,00 € netto 
(2) Nachinkasso 15,00 € netto 
(3) Einstellung der Versorgung  52,50 € netto 
 Bei Außensperrung wird der tatsächliche Aufwand in Rechnung gestellt.  
(4) Wiederaufnahme der Versorgung 
innerhalb der gültigen Geschäftszeiten 52,50 € netto / 56,18 € brutto 
außerhalb der gültigen Geschäftszeiten nach Aufwand 
In den genannten Bruttobeträgen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festgelegten Höhe enthalten; wird 
kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit keine Umsatzsteuerpflicht 
Erfolgt nach einer Einstellung keine Wiederaufnahme der Versorgung, wird dem Kunden für die Einstellung 

mindestens die Hälfte der vorgenannten Pauschale berechnet. 
Der Zinssatz bei Zahlungsverzug wird wie folgt berechnet: gem. § 288 I BGB für Verbraucher 5 %-Punkte 
über dem Basiszinssatz, gem. § 288 II BGB für Unternehmer 9 %-Punkte über dem Basiszinssatz. 

IX. Ablesung und Abrechnung 
1. Die Zählerablesung und Rechnungserteilung erfolgt in der Regel für einen Zeitraum von 12 Monaten. 
Es werden Abschläge erhoben. 
2. Die endgültige Abrechnung erfolgt aufgrund einer Ablesung am Ende des Abrechnungszeitraumes 
unter Berücksichtigung der für den Wasserverbrauch in diesem Zeitraum abgebuchten bzw. gezahlten 
Abschläge. 

X. Umsatzsteuer 
Auf die nach diesem Vertrag zu zahlenden Entgelte fällt Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlich 
vorgeschriebenen Höhe an.  

XI. Zutrittsrecht 

Der Kunde gestattet dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der Gemeindewerke den Zutritt zu 
seinen Räumen und zu den in § 11 AVBWasserV genannten Einrichtungen, soweit dies für die Prüfung der 
technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach der AVBWasserV oder 
zur Ermittlung preisrechtlicher Bemessungsgrundlagen erforderlich ist.  

XII. Wasserabgabe für Bau- oder sonstige vorübergehende Zwecke 
Standrohre zur Abgabe von Bauwasser oder für andere vorübergehende Zwecke werden von den 
Stadtwerke Emsdetten GmbH als Betriebsleiter der Gemeindewerke der Gemeinde Laer (Im Folgenden 
abgekürzt „Stadtwerke als Betriebsleiter“ nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmungen vermietet.  

XIII. Streitbeilegungsverfahren  
Die Gemeindewerke weisen darauf hin, dass sie nicht verpflichtet sind, bei Streitigkeiten aus dem 
Wasserversorgungsvertrag oder über dessen Bestehen mit Kunden und Anschlussnehmern, die 
Verbraucher im Sinne des § 13 Bürgerliches Gesetzbuch (Verbraucher) sind, an einem 
Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des 

Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes (VSBG) teilzunehmen, und dass es an einem solchen Verfahren 
nicht teilnimmt.  

XIV. Datenschutz 
1. Verantwortlicher für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist: Stadtwerke Emsdetten GmbH als Betriebsleiter der 
Gemeindewerke der Gemeinde Laer, Moorbrückenstr. 30, 48282 Emsdetten, Telefon 02572/202-0, Fax 
02572/202-189, E-Mail info@stadtwerke-emsdetten.de. 
2. Der Datenschutzbeauftragte des Wasserversorgers steht dem Kunden für Fragen zur Verarbeitung 
seiner personenbezogenen Daten unter Stadtwerke Emsdetten GmbH als Betriebsleiter der Gemeinde- 

werke der Gemeinde Laer, Moorbrückenstr. 30, 48282 Emsdetten, Telefon 02572/202-0, Fax 02572/202-189, 

E-Mail datenschutz@stadtwerke-emsdetten.de zur Verfügung. 
3.  Die Stadtwerke als Betriebsleiter verarbeiten folgende Kategorien personenbezogener Daten: 
Kontaktdaten des Kunden (z. B. Name, Adresse, E-Mail-Adresse, Telefonnummer), Daten zur 
Verbrauchsstelle (z. B. Zählernummer), Verbrauchsdaten, Angaben zum Belieferungszeitraum, 
Abrechnungsdaten (z. B. Bankverbindungsdaten), Daten zum Zahlungsverhalten.   
4.  Die Stadtwerke als Betriebsleiter verarbeiten die personenbezogenen Daten des Kunden zu den folgenden 
Zwecken und auf folgenden Rechtsgrundlagen: 
a) Erfüllung (inklusive Abrechnung) des Wasserversorgungsverhältnisses und Durchführung vorvertraglicher 
Maßnahmen auf Anfrage des Kunden auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO sowie der §§ 18 ff. 
AVBWasserV. 
b) Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. wegen handels- oder steuerrechtlicher Vorgaben oder zur 
Erfüllung der Gebührensatzung zur Abwassersatzung der wasserversorgten Kommune auf Grundlage von 
Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO. 

c) Wahrnehmung von Aufgaben, die im öffentlichen Interesse liegen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. e) 
DS-GVO. 
d) Direktwerbung und Marktforschung auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO. Verarbeitungen auf 
Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter 
Interessen der Stadtwerke als Betriebsleiter oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen oder 
Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten 
erfordern, überwiegen. 
e) Soweit der Kunde den Stadtwerken als Betriebsleiter eine Einwilligung zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten zur Telefonwerbung erteilt hat, verarbeiten die Stadtwerke als Betriebsleiter 
personenbezogene Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. a) DS-GVO. Eine Einwilligung zur 
Telefonwerbung kann der Kunde jederzeit widerrufen. Der Widerruf der Einwilligung erfolgt für die Zukunft 
und berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung. 
f) Bewertung der Kreditwürdigkeit des Kunden sowie Mitteilung von Anhaltspunkten zur Ermittlung der 

Kreditwürdigkeit des Kunden durch die Auskunftei Bürgel Wirtschaftsinformationen GmbH & Co. KG, 
Immermannstr. 50, 40210 Düsseldorf sowie Creditreform Boniversum GmbH, Hellersbergstr. 11, 41460 
Neuss auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b) und f) DS-GVO. Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 
lit. f DS-GVO dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen der Stadtwerke als 
Betriebsleiter oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der 
betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Die Stadtwerke als 
Betriebsleiter übermitteln hierzu personenbezogene Daten über die Beantragung, Durchführung und 
Beendigung des Wasserversorgungsverhältnisses sowie Daten über nicht vertragsgemäßes oder 
betrügerisches Verhalten an die genannte Auskunftei. Der Datenaustausch mit der Auskunftei dient auch der 
Erfüllung gesetzlicher Pflichten zur Durchführung von Kreditwürdigkeitsprüfungen von Kunden (§§ 505a und 
506 des Bürgerlichen Gesetzbuches). Die Auskunftei verarbeitet die erhaltenen Daten und verwendet sie 
zudem zum Zwecke der Profilbildung (Scoring) um Dritten Informationen zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit 
des Kunden zu geben. In die Berechnung der Kreditwürdigkeit fließen unter anderem die Anschriftendaten 

des Kunden ein.   
5. Eine Offenlegung bzw. Übermittlung der personenbezogenen Daten des Kunden erfolgt – im Rahmen der 
in Ziffer XIV.4 genannten Zwecke – ausschließlich gegenüber folgenden Empfängern bzw. Kategorien von 
Empfängern: wasserversorgte Kommune, Netzbetreibern, Messstellenbetreibern, Vorlieferanten, 
Finanzinstituten, Rechtsanwälten, Auskunfteien, Tochterunternehmen, Abrechnungs-, Druck- und IT-
Dienstleistern oder andere Berechtigte (z.B. Behörden und Gerichte), ausschließlich, soweit hierzu eine 
gesetzliche Verpflichtung oder Berechtigung besteht. 
6. Zudem verarbeiten die Stadtwerke als Betriebsleiter personenbezogene Daten, die sie von den in Ziffer 
XIV.5 genannten Empfängern bzw. Kategorien von Empfängern erhalten. Sie verarbeiten auch 
personenbezogene Daten, die sie aus öffentlich zugänglichen Quellen, z. B. aus Grundbüchern, 
Handelsregistern, und dem Internet zulässigerweise gewinnen durften. 
7. Eine Übermittlung der personenbezogenen Daten an oder in Drittländer oder an internationale 
Organisationen erfolgt nicht.  

8. Die personenbezogenen Daten des Kunden werden zu den unter Ziffer XIV.4 genannten Zwecken solange 
gespeichert, wie dies für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. Zum Zwecke der Direktwerbung und der 
Marktforschung werden die personenbezogenen Daten des Kunden solange gespeichert, wie ein 
überwiegendes rechtliches Interesse der Stadtwerke als Betriebsleiter an der Verarbeitung nach Maßgabe 
der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen besteht, längstens jedoch für eine Dauer von zwei Jahren über 
das Vertragsende hinaus. 
9. Der Kunde hat gegenüber den Stadtwerken als Betriebsleiter Rechte auf Auskunft über seine 
gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 DS-GVO); Berichtigung der Daten, wenn sie fehlerhaft, 
veraltet oder sonst wie unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO); Löschung, wenn die Speicherung unzulässig ist, der 
Zweck der Verarbeitung erfüllt und die Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder der Kunde eine 
erteilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter personenbezogener Daten widerrufen hat (Art. 17 DS-GVO); 
Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 DS-GVO genannten Voraussetzungen 
gegeben ist (Art. 18 DS-GVO), Datenübertragbarkeit der vom Kunden bereitgestellten, ihn betreffenden 

personenbezogenen Daten (Art. 20  
DS-GVO), Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die Rechtmäßigkeit der bis 
dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten Verarbeitung nicht berührt (Art. 7 Abs. 3 DS -GVO) und Recht auf 
Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO).  
10. Im Rahmen dieses Vertrages muss der Kunde diejenigen personenbezogenen Daten (vgl. Ziffer XIV.3) 
bereitstellen, die für den Abschluss des Vertrages und die Erfüllung der damit verbundenen vertraglichen 
Pflichten erforderlich sind oder zu deren Erhebung die Stadtwerke als Betriebsleiter gesetzlich verpflichtet 
sind. Ohne diese Daten kann der Vertrag ggf. nicht abgeschlossen bzw. erfüllt werden.  
11. Zum Abschluss und zur Erfüllung des Vertrages findet keine automatisierte Entscheidungsfindung 
einschließlich Profiling statt.  

Widerspruchsrecht  
 

Der Kunde kann der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten für Zwecke der 
Direktwerbung und/oder der Marktforschung gegenüber den Stadtwerken als Betriebsleiter 
ohne Angabe von Gründen jederzeit widersprechen. Die Stadtwerke als Betriebsleiter werden 
die personenbezogenen Daten nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr für die Zwecke 
der Direktwerbung und/oder Marktforschung verarbeiten und die Daten löschen, wenn eine 
Verarbeitung nicht zu anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfüllung des Vertrages) 
erforderlich ist. 
 

Auch anderen Verarbeitungen, die die Stadtwerke als Betriebsleiter auf ein berechtigtes 
Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützt, kann der Kunde gegenüber den Stadtwerken 
als Betriebsleiter aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation des Kunden ergeben, 
jederzeit unter Angabe dieser Gründe widersprechen. Die Stadtwerke als Betriebsleiter werden 
die personenbezogenen Daten im Falle eines begründeten Widerspruchs grundsätzlich nicht 
mehr für die betreffenden Zwecke verarbeiten und die Daten löschen, es sei denn, es kann 
zwingende Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten 
des Kunden überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
 

Der Widerspruch ist zu richten an: Stadtwerke Emsdetten GmbH GmbH als Betriebsleiter der 
Gemeindewerke der Gemeinde Laer, Moorbrückenstr. 30, 48282 Emsdetten, Telefon 02572/202-
0, Fax 02572/202-189, E-Mail info@stadtwerke-emsdetten.de.  

XIV. Inkrafttreten 
Diese Ergänzenden Bedingungen treten am 01.01.2019 in Kraft und ersetzen die Ergänzenden Bedingungen 

Stand 01.01.2014. 
 
Gemeindewerke der Gemeinde Laer Stand 31.10.2018 


